Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr.: B 2015/069

freigegeben

Amt: 20 Kammerei Datum: 06.10.2015
Verfasser: Funk, Andreas; Roschig, Nicole

Beratungsfolge Termin Behandlung
Finanz- und Verwaltungsausschuss 29.10.2015 nicht 6ffentlich
Stadtrat 05.11.2015 offentlich
Betreff:

Neuerlass einer Spielautomatensteuersatzung der Grof3en Kreisstadt Freital
Sach- und Rechtslage:

» Beschluss-Nr. 063/1994 vom 07.04.1994 (Vorlage Nr. 94/037/2), Vergnigungssteuersat-
zung

» Beschluss Nr. 138/2001 vom 06.12.2001 (Vorlage Nr. 2001/098), Umstellung Steuersatze
auf Euro

Die derzeit glltige Vergnugungssteuersatzung (Text in der Anlage 2) stammt aus dem Jahr
1994 und wurde seit dem - mit Ausnahme der Euroumstellung - nicht gedndert. Gegenstan-
de der aktuellen Besteuerung sind die Bereitstellung von Spielautomaten und Tanzveranstal-
tungen. Fir alle Spielautomaten wird eine Pauschalsteuer nach der Anzahl der bereitgestell-
ten Spielautomaten (sogenannter Stlickzahlmaf3stab) erhoben.

Ausgehend von den Vorgaben des Stadtrates zur Uberpriifung und Uberarbeitung aller
kommunalen Abgabensatzungen und unter Berlcksichtigung der Rechtsprechung im Be-
reich der Erhebung von Vergnigungssteuern schlagt die Verwaltung den Neuerlass einer
Spielautomatensteuersatzung (SpielAStS) vor. Diese soll die bisherige Vergniigungssteuer-
satzung mit Wirkung zum 01.01.2016 ersetzen. Da die neue SpielAStS wesentlich von der
bisherigen Vergnigungssteuersatzung abweicht und damit kaum noch direkte Vergleiche
madglich sind, wurde auf die Erstellung einer Synopse verzichtet.

Nach 8§ 7 des Sachsischen Kommunalabgabengesetzes (SdchsKAG) erheben die Gemein-
den Steuern nach Mal3gabe der Gesetze. Soweit solche Gesetze nicht bestehen, kbnnen die
Gemeinden drtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern erheben, solange und soweit sie nicht
bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind. Steuern, die vom Land erhoben wer-
den oder den Kreisfreien Stadten und Landkreisen vorbehalten sind, dirfen nicht erhoben
werden.

Die Vergnugungssteuer und damit auch die Spielautomatensteuer als eine Art der Vergni-
gungssteuern zahlen zu den ,klassischen* drtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern und
werden bundesweit in vielen Kommunen erhoben. Wesentlichstes Merkmal der Aufwand-
steuern ist ,die Belastung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit, die in der - Gber ein norma-
les Mal3 hinausgehende - Verwendung von Einkommen fiir den personlichen Lebensbedarf*
zum Ausdruck kommt. Die Spielautomatensteuer soll damit den Spieler treffen. Steuer-
schuldner ist aus zuladssigen Vereinfachungsgrinden fir das Steuererhebungsverfahren re-
gelmafig der Aufsteller der Spielautomaten, dieser kann die Steuer dann aber in der Regel
auf die Spieler abwalzen.




Neben dem Ziel der Erzielung von Einnahmen kdnnen ortliche Verbrauch- und Aufwand-
steuern auch andere Ziele verfolgen. Bei der Spielautomatensteuer ist dies die Eindammung
der Spielsucht oder der Aufstellung von Gewaltspielautomaten.

Nachfolgend werden Erlauterungen zu den wesentlichsten neuen oder geédnderten Regelun-
gen der SpielAStS gegeben:

Steuergegenstand (8 1)

Die Durchfihrung von Tanzveranstaltungen soll kiinftig nicht mehr der Vergnigungssteuer
unterliegen. Unter Bericksichtigung der bisherigen umfangreichen Steuerbefreiungen wur-
den in den letzten Jahren keine Steuererhebungen fir Tanzveranstaltungen mehr vorge-
nommen. Die eventuelle Schaffung bzw. Bereitstellung derartiger Angebote in der Grol3en
Kreisstadt Freital soll nicht durch die Erhebung von Vergnigungssteuern belastet oder be-
eintrachtigt werden.

Das Bereitstellen von Spielautomaten soll unveréndert der Besteuerung unterliegen. Bei
Spielautomaten mit Gewinnmadglichkeit soll dabei kiinftig der Steuertatbestand nicht mehr
das Bereitstellen sondern der Aufwand flr die Benutzung des Spielautomaten (siehe Erlaute-
rung zu 8 5) sein. Der Bereich der Steuergegenstande wird um die sogenannten Gewalt-
spielautomaten erweitert.

Da klnftig nur noch Spielautomaten von der Steuererhebung erfasst werden sollen, wird
vorgeschlagen, die Satzung nicht mehr allgemein als ,Vergnlgungssteuersatzung® sondern
konkret als ,Spielautomatensteuersatzung“ zu bezeichnen.

Spielautomaten mit Gewinnmo&glichkeit (§ 5)

Unter Berlicksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes ist die Be-
steuerung von Spielautomaten nach dem sogenannten StiickzahlmaRstab (pauschaler Steu-
ersatz je Spielautomaten) nur noch in Ausnahmefallen zuldssig. Infolge der heutigen Aus-
stattung der Spielautomaten mit manipulationssicheren Zahlwerken ist die Ermittlung der
Einspielergebnisse je Spielautomat sichergestellt. Damit lassen sich Abweichungen bei den
Einspielergebnissen verschiedener Spielautomaten zweifelsfrei feststellen. Sobald diese
Abweichungen erheblich sind, missen sie bei der Steuererhebung Berlcksichtigung finden.
In diesen Fallen ist ein pauschaler Stlickzahlmal3stab nicht mehr zulassig.

Bei den in der GrofRen Kreisstadt Freital aktiven 12 Aufstellern von Spielautomaten wurden
hierzu die notwendigen Daten erhoben. Rickmeldungen erfolgten von 10 Automatenaufstel-
lern, so dass die Einspielergebnisse fiur rund 50 im Kalenderjahr 2014 in der GroR3en Kreis-
stadt Freital aufgestellter Spielautomaten mit Gewinnmdglichkeit vorliegen. Laut dieser Da-
tenerhebung wurde fir alle Spielautomaten zusammen ein Gesamteinspielergebnis von rund
628.000,00 € ermittelt. Dabei liegen die durchschnittlichen monatlichen Einspielergebnisse
ohne Berucksichtigung des Aufstellortes in einer Bandbreite von 0,00 € und 3.121,39 € je
Spielautomat. Damit sind fir die in der Grol3en Kreisstadt Freital aufgestellten Spielautoma-
ten mit Gewinnmaoglichkeit zum Teil erhebliche Abweichungen festzustellen. Insofern ist fur
diese Spielautomaten kiinftig die Steuer nach einem Prozentsatz auf das jeweilige Einspiel-
ergebnis und nicht mehr pauschal nach der Gerateanzahl zu bemessen. Die Besteuerung
soll auf dem Niveau vergleichbarer Kommunen erfolgen, so dass die Festsetzung eines
Steuersatzes von 10,0 v.H. vorgeschlagen wird.

In diesem Zusammenhang sollen ein Steuererklarungsverfahren sowie Vorauszahlungen
eingefuhrt werden.



Spielautomaten ohne Gewinnmdglichkeit und Gewaltspielautomaten (8§ 6)

Mit Ausnahme des Steuersatzes werden flr den Bereich der Spielautomaten ohne Gewinn-
moglichkeit keine Anderungen vorgeschlagen bzw. sind keine Anderungen notwendig. Die
bisherigen Steuersatze sollen im Bereich der Spielhallen von bislang 35,79 € auf 70,00 € pro
Monat und flr sonstige Aufstellorte von bislang 17,90 € auf 35,00 € pro Monat und damit auf
das Niveau vergleichbarer Stadte (Anlage 3) angehoben werden. In der Stadt Freital kommt
dieser Automatenart nur eine untergeordnete Bedeutung zu, da aktuell die Aufstellung nur
eines Spielautomaten angezeigt wurde.

Nach den Ergebnissen der Datenerhebung wird in der Grof3en Kreisstadt Freital kein Ge-
waltspielautomat betrieben. Trotzdem wird vorgeschlagen, in der Satzung entsprechende
Regelungen neu aufzunehmen und Uber die Festlegung eines hdheren Steuersatzes von
1.000,00 € je Spielautomat und Monat die Bereitstellung derartiger Spielautomaten nicht zu
erleichtern.

Finanzielle Auswirkungen:

Das Jahresaufkommen aus der Erhebung von Vergniigungssteuern lag bislang bei insge-
samt rund 80.000,00 €. Bei unverandertem Aufstell- und Nutzungsverhalten kann in Folge
der geanderten Steuersatze mit einem Steueraufkommen von rund 210.000,00 € im Jahr
gerechnet werden.

Beschlussvorschlag:
Der Stadtrat der GrofRen Kreisstadt Freital beschlief3t die Spielautomatensteuersat-

zung der GroRRen Kreisstadt Freital gemal dem in der Anlage 1 beigefigten Entwurf
vom 01.10.2015.

Rumberg
Oberbirgermeister
Anlage 1: Entwurf Spielautomatensteuersatzung vom 01.10.2015

Anlage 2: Text der aktuellen Vergniigungssteuersatzung vom 07.04.1994
Anlage 3: Vergleich kommunaler Steuersatze



	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

